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1. Erstberatungshonorar 
Die Gebühr für ein erstes Beratungsgespräch beträgt höchstens 190,00 € (netto), zzgl. 

19% Umsatzsteuer, also 226,10 €, wenn der Auftraggeber Verbraucher ist. Dies gilt aber 

nur dann, wenn Anwalt und Auftraggeber keine abweichende Vereinbarung über das 

Beratungshonorar getroffen haben. Gerne vereinbaren wir mit Ihnen die Höhe des 

Erstberatungshonorars. 

 

2. Rechtsanwaltsgebühren sind gegenstandswertabhängig 
Die Gebühren des Rechtsanwalts nach dem Rechtsanwaltsvergütungsgesetz (RVG), z.B. in 

arbeitsrechtlichen Angelegenheiten, sind im Übrigen in der Höhe abhängig vom 

Gegenstandswert (auch oft als Streitwert bezeichnet) der jeweiligen Sache.  

Beachten Sie, dass bei Rechtsstreitigkeiten vor Gericht, das Gericht nach Abschluss der 

Angelegenheit den Gegenstandswert festsetzen wird. Sofern mehrere streitige Punkte 

gerichtlich oder außergerichtlich verhandelt werden, kommt es zur Addition der jeweiligen 

Gegenstandswerte. 

 

3. außergerichtliche Tätigkeit 
Bei einer außergerichtlichen Tätigkeit (auch z.B. telefonisch oder schriftlich), also einer 

Tätigkeit gegenüber Dritten (z.B. Aufforderung zur Lohnzahlung, Abmahnung, Kündigung, 

etc.) können eine Geschäftsgebühr (1,3 bis 2,5 aus dem Gegenstandswert) und eine 

Einigungsgebühr (1,5 aus dem Gegenstandswert) anfallen. Hinzukommen stets 20,00 € 

(netto) an Auslagenpauschale und die Umsatzsteuer. Bei mehreren Auftraggebern (z.B. 

bei Eheleuten) erhöht sich die Geschäftsgebühr pro weiterer Person um einen Faktor von 

0,3. 

 
4. Gerichtliche Tätigkeit in I. Instanz 
a) Streitwert / Gebühren / Mehrvergleich 

Bei einer Tätigkeit vor Gericht erhält der Rechtsanwalt ein Honorar, das sich nach dem 

Streitwert der vor Gericht streitigen Forderungen berechnet. Der Streitwert wird in dem 

jeweiligen Verfahren vorm Gericht am Schluss der Angelegenheit festgesetzt. Es können 

u.a. eine Verfahrensgebühr (1,3), eine Terminsgebühr (1,2) und eine Einigungsgebühr 

(1,0), sowie Reisekosten zum Termin entstehen. Werden in einem Vergleich auch 

Ansprüche mitgeregelt (sog. Mehrvergleich, wenn z.B. in einem 

Kündigungsschutzverfahren auch Regelungen über Zeugnisinhalte und die Freistellung von 

der Arbeitspflicht etc. getroffen werden), so erhöht dies den Streitwert des Verfahrens und 

damit die Berechnungsgrundlage für die Terminsgebühr und die Einigungsgebühr. 

 

b) Achtung: Keine Kostenerstattung im Arbeitsgerichtsverfahren (§ 12 a ArbGG) 

Bei außergerichtlicher Tätigkeit und im Urteilsverfahren des ersten Rechtszuges vor dem 

Arbeitsgericht besteht kein Anspruch der obsiegenden Partei auf Entschädigung wegen 

Zeitversäumnis und auf Erstattung der Kosten für die Zuziehung eines 

Prozessbevollmächtigten. 

 

c) Mittelgebühr in strafrechtlichen Verfahren 

Strafrechtliche Gebühren sind sogenannte Rahmengebühren. Der Mandant erklärt sich 

ausdrücklich damit einverstanden, dass die Mittelgebühren aus den strafrechtlichen 

Rahmengebühren zur Anrechnung gebracht werden, wenn die Kostenerstattung nicht 

erfolgt. 

 

5. Anrechnung der außergerichtlichen Gebühr bei nachfolgendem 
Gerichtsverfahren 
Die Gebühren für die außergerichtliche Tätigkeit des Rechtsanwalts (Punkt 3.) werden zum 

Teil auf die Gebühren für die gerichtliche Tätigkeit angerechnet, wenn es sich um dieselbe 

Angelegenheit handelt. 

 

6. Tätigkeit in II. Instanz (Berufungsverfahren) 

Die unter Punkt 4.a) aufgeführten Gebühren fallen auch in II. Instanz an; die 

Verfahrensgebühr erhöht sich aber auf 1,6 und die Einigungsgebühr auf 1,3,wenn also in 

der Berufungsinstanz ein Vergleich zur Beendigung des Rechtsstreits geschlossen wird. 

Auslagen und Umsatzsteuer werden zuzüglich berechnet. 
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Fragen zu Gebühren können Sie gerne zu Beginn des ersten Gespräches mit unseren 

Rechtsanwälten klären. 

Im Berufungsverfahren trägt die unterlegene Partei die eigenen Anwaltskosten und die 

Anwaltskosten des Prozessgegners sowie die Gerichtskosten. 

 

7. Rechtsschutzversicherung und Prozesskostenhilfe 
Die Kanzlei wird mit der Mandatsbearbeitung unbedingt und unabhängig von dem Eintritt 

einer Rechtsschutzversicherung bzw. der Gewährung von Prozesskostenhilfe beauftragt. 

Die Kanzlei wird daher ausdrücklich ermächtigt, bereits vor Erteilung einer entsprechenden 

Deckungszusage bzw. der Gewährung von Prozesskostenhilfe mit der Mandatsbearbeitung 

zu beginnen. 

 

8. Ortstermine 
Der Mandant ist darüber belehrt worden, dass neben den gesetzlichen Gebühren von 

Kanzleiseite in jedem Falle der Zeitaufwand für wahrgenommene Ortstermine berechnet 

wird, sofern diese nicht im Zusammenhang mit einem gerichtlichen Verfahren stattfinden. 

Der Mandant erklärt sich ausdrücklich damit einverstanden, dass die durch die 

Rechtsanwälte wahrgenommenen Ortstermine, sofern sie durch den Mandanten 

gewünscht, bzw. für eine ordnungsgemäße Sachbearbeitung erforderlich sind, mit einem 

Aufwand von 160,00 Euro zzgl. Umsatzsteuer pro Stunde bei viertelstundengenauer 

Abrechnung zu vergüten sind. Beginn und Ende des Berechnungszeitraumes werden 

jeweils ab bzw. bis zum Kanzleisitz in der Bahnhofstraße 20 gerechnet. Der Kanzlei darüber 

hinaus entstehende Auslagen wie Fahrt- und Übernachtungskosten sind gesondert zu 

vergüten. Die gesetzlichen Gebührenansprüche bleiben von dieser Regelung unberührt. 

 
9. Beratungshilfe & Prozesskostenhilfe 
Die Kanzlei stellt das Antragsformular für die Beantragung von Beratungshilfe / 

Prozesskostenhilfe zur Verfügung und ist bei Bedarf beim Ausfüllen behilflich. Die Vorlage 

der erforderlichen Belege sowie die Richtigkeit / Vollständigkeit der erforderlichen Angaben 

obliegen ausschließlich dem Mandanten. 

 

Sofern der Mandant die gewünschten Unterlagen oder Angaben nicht rechtzeitig beibringt 

und die Gewährung von Beratungshilfe / Prozesskostenhilfe aus diesem oder einem 

anderen Grund versagt wird, schuldet der Mandant die übliche Vergütung nach dem RVG. 

 

Bei der Mandatsübernahme bin ich vom Anwalt darauf hingewiesen worden, dass eine 

Aufhebung der Beratungshilfe / Prozesskostenhilfe durch das Gericht möglich ist, wenn die 

Voraussetzungen für die Bewilligung zum Zeitpunkt der Antragstellung nicht bestanden 

oder sich innerhalb eines Jahres seit Bewilligung geändert haben. Für diesen Fall ist mir 

bekannt, dass ich verpflichtet bin, dem Gericht die Änderung meiner persönlichen und 

wirtschaftlichen Verhältnisse anzuzeigen und mein Anwalt berechtigt ist, die reguläre 

gesetzliche Vergütung gegen mich zu fordern.  

 

Ich bin weiterhin darüber belehrt worden, dass die reguläre gesetzliche Vergütung auch 

dann gegen mich gefordert werden kann, wenn Beratungshilfe nachträglich nicht bewilligt 

wird. 

 

Prozesskostenhilfe wird regelmäßig ebenfalls nur zu den Bedingungen eines ortsansässigen 

Anwalts gewährt. Das bedeutet, dass im Falle einer Terminswahrnehmung in gerichtlichen 

Verfahren an einem Gericht, das seinen Sitz nicht in Hann. Münden hat, Fahrtkosten und 

Abwesenheitsgelder berechnet werden müssen, die der Mandant direkt zu tragen hat. Für 

diese Kosten sind vor der Terminswahrnehmung entsprechende Vorschüsse zu zahlen. 

 
Die vorgenannten Hinweise wurden mir durch Herrn Rechtsanwalt Wilbrand 

Krone / Frau Rechtsanwältin Oksana Manachow / Herrn Rechtsanwalt Cornelius 

Panse erteilt und erklärt. Ich habe sie verstanden. 

 

 
Hann. Münden, den ………………..   ________________________ 

       (Unterschrift Mandant/-in) 

  


